
WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT

Nachdem im April 2022 der Zollgrenzausgleichsmechanismus CBAM durch 
EU-Parlament und Rat grundsätzlich beschlossen wurde, haben IMU und 
EUROFORGE intensiv mit den politischen Entscheidern in Berlin und Brüssel 
kommuniziert, um die spezifischen Zolltarifnummern der Massivumformung 
auf die Liste der geschützten Produktgruppen zu bekommen. Mit der ab-
schließenden Entscheidung über Geltungsbereiche und Durchführungsver-
ordnung am 16. Dezember 2022 konnte ein Teilerfolg gefeiert werden.
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Es blieb spannend bis zum Schluss der Verhandlungen im Trilog! 
Erst dann stand fest, dass die Zolltarifnummern 7326 (Artikel 
aus Eisen und Stahl) und 7616 (Artikel aus Aluminium) sowie 
die verwandten 7318 (Verbindungselemente) als sogenannte 
„Downstream-Produkte“ in den Annex I der EU-Verordnung zum 
Carbon Border Adjustment Mechanism (CBAM) aufgenommen 
werden. Hierfür hatten der Industrieverband Massivumformung 
e. V. (IMU) und der europäische Schmiedeverband EUROFORGE 
mehr als ein halbes Jahr hart gekämpft. Ziel war der Schutz der 
Branche vor Wettbewerbsnachteilen gegenüber Importen aus 
nicht EU-Ländern, in denen keine oder geringere CO₂-Abgaben 
existieren. 

In einer konzertierten Aktion hatten die EUROFORGE ange­
schlossenen nationalen Schmiedeverbände in der Euro­
päischen Union (SIFE / Spanien, FFF / Frankreich, UNISA / Italien, 
SKCR / Tschechische Republik, ZKP / Polen, TFFG / Finnland und 
IMU / Deutschland) einheitliche Positionspapiere an ihre jewei­
ligen lokalen Regierungen adressiert. EUROFORGE selbst hatte 
– gemeinsam mit den europäischen Verbänden der Blechum­
formung (ICOSPA) und der Schraubenhersteller (EIFI) sowie 
mit Unterstützung von Unternehmensvertretern der Branchen 
persönliche Gespräche mit dem zuständigen Mitarbeiter in der 
EU-Kommission, Pasquale de Micco, sowie dem Berichterstatter 
des Europäischen Parlaments, Mohammed Chahim, geführt, 
um eine Erweiterung des bis dahin vorgeschlagenen Geltungs­
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bereichs zu erreichen. Auch mit dem deutschen Staatssekretär 
im federführenden Finanzministerium, Florian Toncar, gab es 
entsprechenden Austausch.

Die Abgabe soll nun am 1. Oktober 2023 schrittweise eingeführt 
werden. Angefangen wird mit Meldepflichten für Produkte, bei 
denen ein CO₂-Grenzzoll anfallen würde. Nach einer Übergangs­
zeit wird die volle Abgabe ab 2026 in Kraft treten.
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Gefordert hatte das IMU- und EUROFORGE-Positionspapier, 
dass weitere Zollnummern für massivumgeformte Produkte aus 
den Gruppen 8455, 8483, 8487 und 8708 aufgenommen werden. 
Diese wurden in der abschließenden Regelung allerdings leider 
zunächst nicht berücksichtigt. Dadurch bestehen Lücken für 
die eindeutig als massivumgeformt ausgewiesenen Produkt­
gruppen, was gegebenenfalls Umgehungstatbestände bei der 
Deklaration der Zollnummern von importierten massivumgefor­
mten Produkten begünstigt.

Zudem enthält CBAM bisher keine Regelung für die Entlastung 
von exportierten Produkten, die zuvor durch CO₂-Abgaben oder 
CBAM-Zölle in den Vormaterialien belastet wurden. Damit ent­
stünde den deutschen und europäischen Massivumformern ein 
Wettbewerbsnachteil im Export. 

Dank der erreichten Listung können die Verbände diese beiden 
kritischen Themen nun während der Übergangszeit weiter ver­
folgen und hoffentlich positiv beeinflussen. 

Zudem hat die Aufnahme der zusätzlichen Zollcodes es ermög­
licht, dass Vertreter der stahl- und metallverarbeitenden Ver­
bände als Teilnehmer in die von der EU-Kommission (DG Taxud) 
gebildete technische Expertengruppe eingeladen wurden. Sie 
können das Fachwissen der betroff enen Branchen zum Thema 
CO₂-Footprint in die Gestaltung der Systematik für die Berech­
nung und Ausbildung der Zollsätze mit einbringen. Dieser 
Prozess soll bis zum 30. September 2023 abgeschlossen sein.

Die wichtigsten CBA-Informationen auf einen Blick (Quelle: Pressemitteilung des Europäischen Parlaments)

•	 CBAM soll den CO₂-Preis importierter Waren an den Preis für CO₂-Zertifkate angleichen, welche europäische Firmen für ihre 
Produkte im Rahmen des EU-Emissionshandelssystems (ETS) erwerben müssen. 

•	 Unternehmen, die in die EU importieren, sollen verpflichtet werden, CBAM-Zertifikate zu erwerben, um die Differenz 
zwischen dem im Produktionsland gezahlten Kohlenstoffpreis und dem höheren Preis der Kohlenstoffzertifikate im EU-
Emissionshandelssystem auszugleichen. 

•	 Das Gesetz wird Anreize für Nicht-EU-Länder schaffen, ihre Klimaambitionen zu erhöhen. Nur Länder, die die gleichen 
Klimaziele wie die EU verfolgen, werden in die EU exportieren können, ohne CBAM-Zertifikate zu kaufen. Die neuen Regeln 
sollen sicherstellen, dass die Klimaschutz-Bemühungen der EU und der Weltgemeinschaft nicht dadurch untergraben 
werden, dass die Produktion aus EU-Mitgliedstaaten in Länder mit weniger ehrgeizigen Klimazielen verlagert wird. 

•	 Das neue Gesetz wird das erste seiner Art sein. Seine Konzeption steht in vollem Einklang mit den Regeln der Welthandels­
organisation (WTO). Es wird ab dem 1. Oktober 2023 gültig sein, allerdings mit einer Übergangsfrist, während der sich die 
Pflichten des Importeurs auf die Berichterstattung beschränken. 

•	 Der Übergangszeitraum endet, sobald im Rahmen des EU-Emissionshandelssystems keine kostenlosen CO₂-Zertifikate 
mehr vergeben werden. Dazu wird diese Woche noch über die Reform des EU-Emissionshandelssystems verhandelt. Die 
erzielten Ergebnisse werden in die CBAM-Verordnung aufgenommen. 

•	 CBAM wird, wie von der Kommission vorgeschlagen, auf Eisen und Stahl, Zement, Aluminium, Düngemittel und Elektrizität 
angewendet sowie auf Wasserstoff. Unter bestimmten Bedingungen sind auch indirekte Emissionen einbezogen und 
bestimmte Vorprodukte sowie einige nachgelagerte Produkte wie Schrauben und ähnliche Artikel aus Eisen oder Stahl.

•	 Vor Ablauf des Übergangszeitraums wird die Kommission prüfen, ob der Anwendungsbereich auf andere Güter ausge­
dehnt werden soll, einschließlich organischer Chemikalien und Polymere. Bis 2030 sollen alle Güter einbezogen werden, 
die unter den EU-Emissionshandel fallen. Die Kommission wird auch die Methode für das Erheben indirekter Emissionen 
überprüfen und die Möglichkeit, mehr nachgelagerte Produkte einzubeziehen.

•	 Die Verwaltung des neuen Mechanismus wird stärker zentralisiert. Die Kommission wird für die meisten Aufgaben zustän­
dig sein. Bis Ende 2027 wird die Kommission eine vollständige Überprüfung der CBAM vornehmen. Einbezogen werden 
sollen dabei auch mögliche Fortschritte bei den internationalen Verhandlungen über den Klimawandel sowie die Auswir­
kungen auf die Einfuhren aus Entwicklungsländern, insbesondere aus den am wenigsten entwickelten Ländern (LDCs). 




